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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Assoziationspolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den ge- 
änderten Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Regelung für 
Rohtabak mit Ursprung in den assoziierten afrikanischen 
Staaten und Madagaskar oder den überseeischen Ländern 
und Gebieten. 

Dieser geänderte Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsi- 
denten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 
1. April 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem geänderten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des geänderten Kommis- 
sionsvorschlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem geänderten Vorschlag 
übermittelte Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Geänderter Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates 
über die Regelung für Rohtabak mit Ursprung in den assoziierten 
afrikanischen Staaten und Madagaskar oder den überseeischen 

Ländern und Gebieten 

(von der Kommission dem Rat vorgelegt gemäß Artikel 149 Absatz 2 EG) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf die Artikel 28 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Im Assoziierungsabkommen zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und den mit dieser 
Gemeinschaft assoziierten afrikanischen Staaten und 
Madagaskar ist vorgesehen, daß die Gemeinschaft 
für landwirtschaftliche Erzeugnisse mit Ursprung in 
diesen Staaten, für die eine gemeinsame Marktorga- 
nisation besteht und deren Ausfuhr von wirtschaft- 
licher Bedeutung für die betreffenden assoziierten 
Staaten ist, eine Einfuhrregelung trifft, die vorteil- 
hafter als die allgemeine auf die gleichen Erzeug- 
nisse mit Ursprung in dritten Ländern angewandte 
Regelung ist. 

Der Beschluß des Rates vom über die 

Assoziierung der überseeischen Länder und Gebiete 
mit der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft sieht 
gleiche Bestimmungen für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse mit Ursprung in diesen Ländern und Ge- 
bieten vor. 

Die Konsultationen mit den assoziierten Staaten 
haben stattgefunden. 

Die Einfuhren von unverarbeitetem Tabak und 
Tabakabfällen in die Gemeinschaft unterliegen den 
Zollsätzen des Gemeinsamen Zolltarifs. Mit der Ver- 
ordnung (EWG) /70 des Rates vom 1970 


über die Errichtung einer gemeinsamen Marktorga- 
| nisation für Rohtabak sind Bestimmungen über den 
| Handel mit dritten Ländern vorgesehen. 

! Die Gemeinschaft kann ihren Verpflichtungen ge- 
| genüber den assoziierten Staaten, Ländern und Ge- 
bieten dadurch nachkommen, daß sie die fraglichen 
Erzeugnisse mit Ursprung in diesen Staaten, Ländern 
und Gebieten von der Erhebung der Zölle befreit - 

i HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
i A r t i k e 1 1 

Die Zölle auf die in Artikel 1 der Verordnung 

(EWG) Nr /70 genannten Erzeugnisse werden auf 

j Erzeugnisse mit Ursprung in den assoziierten afrika- 
nischen Staaten und Madagaskar oder den übersee- 
ischen Ländern und Gebieten nicht erhoben. 

Artikel 2 

Jede auf Grund von Arikei 10 Abs. 2 und 3 der 

| Verordnung (EWG) Nr. /70 getroffene Entschei- 

! düng wird den betroffenen assoziierten afrikani- 
j sehen Staaten und Madagaskar mitgeteilt. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tage des Inkrafttretens 
| des Assoziierungsabkommens zwischen der Europä- 
j ischen Wirtschaftsgemeinschaft und den mit dieser 
! Gemeinschaft assoziierten afrikanischen Staaten und 
j Madagaskar in Kraft. 

Sie gilt bis zum Ablauf dieses Abkommens. 

| Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
j bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen in Brüssel am 
Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 

1. Im Assoziierungsabkommen zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und den asso- 
ziierten afrikanischen Staaten und Madagaskar 
(AA.SM) ist vorgesehen, daß die Gemeinschaft 
für landwirtschaftliche Erzeugnisse mit Ursprung 
in diesen Staaten, für die eine gemeinsame 
Marktorganisation besteht und deren Ausfuhr 
von wirtschaftlicher Bedeutung für die betreffen- 
den assoziierten Staaten ist, eine Einfuhrrege- 
lung trifft, die vorteilhafter als die allgemeine 
auf die gleichen Erzeugnisse mit Ursprung in 
dritten Ländern angewandte Regelung ist. 

Der Beschluß des Rates über die Assoziierung 
der überseeischen Länder und Gebiete mit der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft sieht glei- 
che Bestimmungen für landwirtschaftliche Erzeug- 
nisse mit Ursprung in diesen Ländern und Gebie- 
ten vor. 

2. Der nachstehende Verordnungsvorschlag hat zum 
Ziel, die von der Gemeinschaft übernommene 
Verpflichtung zu erfüllen, die die Einfuhren von 
Rohtabak mit Ursprung in den AASM und ÜLG 
betreffen, nachdem für dieses Erzeugnis eine ge- 
meinsame Marktorganisation errichtet worden 
ist. 

3. Der Vorschlag ersetzt denjenigen, der dem Rat 
im Jahre 1967 (ABL Nr. 198 vom 17. August 1967) 
vorgelegt worden ist. Anstelle einer Senkung der 
für die Einfuhren aus Drittstaaten geltenden Zoll- 
sätze sieht die neue Regelung die vollständige 
Befreiung von der Erhebung von Zöllen auf die 
Einfuhren von unverarbeitetem Tabak und Tabak- 
abfällen mit Ursprung in den AASM und ÜLG 
vor. 

Damit trägt der Verordnungsvorschlag der Tat- 
sache Rechnung, daß die schrittweise Beseitigung 
der Zölle und Abgaben gleicher Wirkung zwi- 
schen den Mitgliedstaaten, die bis jetzt den 
Tabakeinfuhren aus den AASM und ÜLG auf- 
grund von Artikel 2 des Yaounde-Abkommens 
und der Entscheidung des Rates vom 25. Februar 
1964 zugutegekommen ist, in den vergangenen 
Jahren soweit vorangeschritten ist, daß Rohtabak 
jetzt zollfrei in die Gemeinschaft eingeführt wird. 
Der nachstehende Vorschlag trägt auch den neuen 
Bestimmungen für die Agrarerzeugnisse im neu- 
en Abkommen Rechnung. 

Der Verordnungsvorschlag sieht ferner vor, daß 
die Maßnahmen, die in Anwendung der Schutz- 
klausel getroffen werden, die in der Verordnung 
über die Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Rohtabak enthalten ist, den be- 
troffenen AASM und ÜLG mitgeteilt werden. 
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